
Arbeiterwohlfahrt Kreisverband Güstrow e.V. 
 

Satzung 
 
 
 
 

§ 1 Name und Sitz 
 
(1) Der Verein führt den Namen „Arbeiterwohlfahrt Kreisverband Güstrow e.V.“. Die Kurz-
bezeichnung lautet AWO Kreisverband Güstrow e.V.. Er ist in das Vereinsregister eingetra-
gen. 
 
(2) Der Sitz des Vereins ist Güstrow. 
 
(3) Er ist Mitglied der Arbeiterwohlfahrt Landesverband Mecklenburg/Vorpommern. 
 
 
 
 

§ 2 Zweck 
 

Zweck des Kreisverbandes ist die Erfüllung der in den Richtlinien der Arbeiterwohlfahrt ge-
nannten Aufgaben in seinem Bereich, insbesondere 
 
> vorbeugende, helfende und heilende Tätigkeit auf allen Gebieten der Sozialen Arbeit, Anre-
gungen und Hilfe zur Selbsthilfe, 
 
> Mitwirkung an den Aufgaben der öffentlichen Sozial-, Jugend- und Gesundheitshilfe, 
 
> Zusammenarbeit mit der Selbstverwaltungskörperschaft und der Kommunalverwaltung des 
Kreises. 
 
> Anregung und Hilfe zur Selbsthilfe 
 
> Erprobung neuer Formen und Methoden der Solidarität 
 
> Beteiligung an Aktionen internationaler Solidarität 
 
> Pflege von Verbindungen befreundeter Organisationen 
 
> Öffentlichkeitsarbeit 
 
> Schulung und Fortbildung zu Themen der Wohlfahrtspflege 
 
 
 
 
 
 
 



§ 3 Sicherung und Steuerbegünstigung 
 
(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige bzw. mildtätige Zwe-
cke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 
 
Die Satzungszwecke des § 2 werden verwirklicht insbesondere durch 
 
> Schaffung und Unterhaltung bzw. Anregung von Einrichtungen wie Beratungsstellen, Fami-
lienzentren, Heimen, betreute Wohnformen, Sozialstationen, Tagespflegen, Maßnahmen und 
Aktionen, 
 
> Öffentlichkeitsarbeit, Fort- und Weiterbildung 
 
> Jugendtreffs und Jugendclubs 
 
> Seniorenclubs 
 
> Schaffung, Betreibung und Unterhaltung von Kindertagesstätten und Horten 
 
> Mitarbeit in Ausschüssen der öffentlichen Hand 
 
 
(2) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 
 
Zur Erfüllung seiner Aufgaben kann er sich auch anderen Rechtsformen bedienen. 
 
(3) Mittel des Kreisverbandes dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet wer-
den.  
 
Die Mitglieder erhalten - abgesehen von etwaigen für die Erfüllung ihrer satzungsgemäßen 
Aufgaben bestimmten Zuschüsse oder Darlehen - keine Zuwendung aus Mitteln des Vereins. 
Dies gilt auch für den Fall des Ausscheidens oder und bei Auflösung des Vereins. 
 
(4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die den Zweck der Körperschaft fremd sind, oder 
durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 
 
(5) Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall seines bisherigen Zwecks 
fällt das nach Erledigung aller Verbindlichkeiten verbleibende Vermögen des Vereins an den 
Landesverband der Arbeiterwohlfahrt Mecklenburg-Vorpommern. 
 
Der Anfallsberechtigte hat das Vermögen ausschließlich für gemeinnützige bzw. mildtätige 
Zwecke zu Verwenden. 
 
 
 
 

§ 4 Mitgliedschaft 
 
(1) Mitglieder des Kreisverbandes sind die Gemeinde- bzw. Stadtverbände sowie die Ortsver-
eine und Stützpunkte der Arbeiterwohlfahrt seines Bereichs, die keinem Gemeinde- bzw. 
Stadtverband angehören. 



(2) Die Mitglieder sind zu Zahlung von Beiträgen verpflichtet. 
 
(3) Über die Aufnahme von Mitgliedern entscheidet der Kreisausschuss/Kreisvorstand auf 
schriftlichen Antrag hin. 
 
(4) Für den Austritt gilt eine Frist von zwölf Monaten zum Ende eines Kalenderjahres. Dieser 
ist schriftlich zu erklären. 
 
(5) Ein Mitglied kann ausgeschlossen oder suspendiert werden, wenn es einen groben Verstoß 
gegen den Status, die Satzung oder die Richtlinien der Arbeiterwohlfahrt begangen oder durch 
sein Verhalten das Ansehen der Arbeiterwohlfahrt schädigt bzw. geschädigt hat. 
 
(6) Der Ausschluss und die Suspendierung sind unter entsprechender Anwendung des Ord-
nungsverfahrens der Arbeiterwohlfahrt durchzuführen. 
 
(7) Das Ordnungsrecht wird auf die nach dem Ordnungsverfahren der Arbeiterwohlfahrt zu-
ständigen Organe übertragen. 
 
(8) Bei Ausschluss oder Austritt verlier das Mitglied das Recht, den Namen Arbeiterwohlfahrt 
zu führen. Ein etwa neu gewählter Name muss sich von dem alten Namen deutlich unter-
scheiden. Er darf nicht in einem bloßen Zusatz zu dem bisherigen Namen bestehen. Entspre-
chendes gilt für Kurzbezeichnungen. 
 
(9) Als korporative Mitglieder können sich dem Kreisverband Vereinigungen mit sozialen 
Aufgaben anschließen, deren Tätigkeit sich auf dem Gebiet des Kreisverbandes oder auf meh-
rere Ortsvereine erstreckt. 
Sie üben ihre Mitgliedschaft durch ein beauftragtes Mitglied ihrer Vereinigung aus.  
 
(10) Über die Aufnahme als korporatives Mitglied entscheidet der Vorstand im Einvernehmen 
mit dem Landesvorstand. 
Es ist eine schriftliche Kooperationsvereinbarung abzuschließen. 
 
(11) Die Mitgliedschaft der korporativen Vereinigungen kann von beiden Seiten unter einer 
Einhaltung einer Frist von drei Monaten schriftlich gekündigt werden. 
 
(12) Die Höhe der Mitgliedsbeiträge der korporativen Vereinigungen richtet sich nach beson-
derer Vereinbarung. 
 
(13) Die Mitgliedschaft des korporativen Mitglieds bei einem Spitzenverband der Freien 
Wohlfahrtspflege ist unvereinbar mit der Mitgliedschaft bei der Arbeiterwohlfahrt. 
 
 
 
 

§ 5 Jugendwerk 
 
(1) Für das im Kreisverband bestehende Jugendwerk gilt dessen Satzung. 
 
(2) Für die Förderung des Jugendwerks werden Regelungen nach Maßgabe der finanziellen 
Möglichkeiten festgelegt. 
 



(3) Der Vorstand des Kreisverbandes ist zur Aufsicht und Prüfung gegenüber dem Kreisju-
gendwerk verpflichtet. 
 
(4) Die Revisorinnen / Revisoren des Kreisverbandes sind verpflichtet, die Prüfung des Kreis-
jugendwerks gemeinsam mit dessen Revisorinnen / Revisoren durchzuführen. 
 
 
 
 

§ 6 Organe 
 
Organe des Kreisverbandes sind: 
 
a) die Kreiskonferenz 
b) der Kreisvorstand 
c) der Kreisausschuss 
 
 
 
 

§ 7 Kreiskonferenz 
 
(1) Die Kreiskonferenz wird gebildet aus: 
 
a) den Mitgliedern des Kreisvorstandes 
 
b) den in den Gemeinde- bzw. Stadtkonferenzen, ggf. in den Mitgliederversammlungen der 
Ortsvereine gewählten Delegierten. Die Anzahl der auf die Gemeinde- bzw. Stadtverbände, 
ggf. Ortsvereine entfallenden Delegierten wird nach der Zahl der Mitglieder der Ortsvereine 
(abgerechneten Beiträgen) vom Vorstand festgesetzt, wobei beide Geschlechter mit mindes-
tens 40 % vertreten sein sollen. 
 
c) den Beauftragten der korporativen Mitglieder, wobei höchstens ein Drittel der Stimmen der 
Konferenz auf sie entfallen darf.  
Näheres regelt eine Wahlordnung. 
 
d) den Beauftragten der Stützpunkte mit beratender Stimme. 
 
(2) Die Kreiskonferenz ist vom Vorstand mindestens im Abstand von vier Jahren innerhalb 
von neun Monaten vor der Landeskonferenz mit einer Frist von mindestens vier Wochen un-
ter Bekanntgabe der Tagesordnung schriftlich einzuladen. 
 
Auf Beschluss der Landeskonferenz oder auf Antrag von mindestens einem Drittel der Ge-
meinde- bzw. Stadtverbände, ggf. Ortsvereine und Stützpunkte ist eine außerordentliche 
Kreiskonferenz unter den in Satz 1 genannten Bedingungen einzuberufen. 
 
(3) Die Kreiskonferenz nimmt die Jahresberichte und den Prüfbericht für den Berichtszeit-
raum entgegen und beschließt über die Entlastung des Kreisvorstandes. 
 
Sie wählt den Kreisvorstand, mindestens zwei Revisorinnen/Revisoren und die Delegierten 
zur Landeskonferenz. Der jeweilige Vorstand bleibt bis zur Neuwahl im Amt. 



Die Kreiskonferenz beschließt eine Geschäfts- und Wahlordnung. Die Wahlordnung kann 
bestimmen, dass im zweiten Wahlgang derjenige gewählt ist, der die meisten Stimmen auf 
sich vereinigt. 
 
Ein hautamtliches Anstellungs- oder Beschäftigungsverhältnis beim Landesverband, beim 
Kreisverband und zum Kreisverband gehörenden Gliederungen sowie bei Gesellschaften und 
Körperschaften, an denen die vorgenannten Gliederungen der AWO beteiligt sind und Vor-
stands- oder Revisorenfunktionen des Kreisverbandes sind unvereinbar und führen zum Ver-
lust der Wählbarkeit bzw. der Funktion. 
 
Dies gilt auch für Revisorenfunktionen, wenn auf den untergeordneten Gliederungsebenen 
oder beim Kreisverband gleichzeitig oder innerhalb der letzten vier Jahre Vorstandsfunktio-
nen ausgeübt werden bzw. wurden.  
 
(4) Beschlüsse zu Satzungsänderungen werden mit Dreiviertelmehrheit gefasst. 
 
(5) Kreiskonferenzen, die über Satzungsänderungen beschließen sollen, sind nur beschlussfä-
hig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder erschienen ist. Ist eine Kreiskonferenz, die zu 
einer Satzungsänderung einberufen wurde, beschlussunfähig, ist sie mit einer Frist von 14 
Tagen erneut einzuberufen. Sie entscheidet mit der Zustimmung der Zweidrittelmehrheit der 
Erschienenen. 
 
Jede Satzungsänderung bedarf der Zustimmung des Landesverbandes. 
 
Die Auflösung des Vereins bedarf der Zweidrittelmehrheit der Mitglieder. 
 
(6) Die Beschlüsse der Kreiskonferenz sind schriftlich niederzulegen. Sie sind vom Vorsit-
zenden und dem Schriftführer zu unterzeichnen.  
 
 
 
 

§ 8 Vorstand 
 
(1) Der Kreisvorstand setzt sich zusammen aus dem Vorsitzenden, seinem Stellvertreter, dem 
Kassierer, dem Schriftführer und drei Beisitzern, wobei beide Geschlechter mit mindestens  
40 % vertreten sein sollten. 
 
(2) Er fasst seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit. 
 
(3) Für die Führung der laufenden Geschäfte kann der Vorstand einen Geschäftsführer beru-
fen. Er nimmt an der Sitzung beratend teil. 
 
(4) Der Kreisvorstand hat dem Landesvorstand über seine Tätigkeit mindestens einmal jähr-
lich zu berichten. 
 
(5) Der Kreisvorstand vertritt den Kreisverband nach innen und außen. Er kann die Mitglieder 
nur in Höhe des Vereinsvermögens verpflichten. 
 
(6) Der Kreisvorstand wird gerichtlich und außergerichtlich durch den Vorsitzenden, bei des-
sen Abwesenheit durch den Stellvertreter, vertreten. 



 
(7) Der Vorstand kann Fachausschüsse und einzelne Sachverständige mit Sonderaufgaben 
betrauen. 
 
(8) Der Vorstand benennt einen Vertreter, der an den Sitzungen des Kreisjugendwerks bera-
tend teilnimmt. 
 
(9) An den Vorstandssitzungen des Kreisverbandes nimmt ein vom Kreisjugendwerksvor-
stand benanntes volljähriges Mitglied mit beratender Stimme teil. 
 
 
 
 

§ 9 Ausschüsse  
 
(1) Der Kreisausschuss setzt sich aus dem Kreisvorstand und den Vorsitzenden der zum 
Kreisverband gehörenden Gemeinde- bzw. Stadtverbände sowie den Vorsitzenden der Orts-
vereine und den Vertretern der Stützpunkte, die keinem Gemeinde- bzw. Stadtverband ange-
hören, oder deren Stellvertretern und den Beauftragten der korporativen Mitgliedern zusam-
men 
 
(2) Er hat die Arbeit des Vorstandes zu unterstützen und wird von diesem nach Bedarf, mög-
lichst vierteljährlich, einberufen. Er ist auf Verlangen von einem Drittel der Gemeinde- bzw. 
Stadtverbände, ggf. Ortsvereinen und Stützpunkten einzuberufen. 
 
 
 
 

§ 10 Mandat und Mitgliedschaft 
 
Mandatsträger müssen Mitglieder der Arbeiterwohlfahrt sein. Wahlämter und Organmitglied-
schaften (§6) sowie von Organen übertragene Mandate und Beauftragungen enden mit dem 
Ausschluss oder der Suspendierung einzelner oder aller Mitgliedschaftsrechte. 
 
 
 
 

§ 11 Rechnungswesen 
 
(1) Der Kreisverband ist zu jährlichen Budgets (Wirtschafts-, Finanz- und Investitionspläne) 
verpflichtet.  
 
(2) Das Rechnungswesen hat den Grundsätzen kaufmännischer Buchführung zu entsprechen. 
Aus dem Rechnungswesen müssen die Positionen des Budgets abgeleitet werden.  
 
(3) Im Übrigen sind die Bestimmungen der Finanz- und Revisionsordnung im Rahmen des 
Verbandsstatutes in der jeweils gültigen Fassung und die vom Bundesausschuss beschlosse-
nen Ausführungsbestimmungen anzuwenden. 
 
 
 



 
 

§ 12 Statut 
 
Das auf der Bundeskonferenz jeweils beschlossene Statut der Arbeiterwohlfahrt ist Bestand-
teil dieser Satzung. 
 
 
 
 

§ 13 Aufsichtsrecht und Aufsichtspflicht 
 
(1) Der Kreisverband erkennt das Recht der Aufsicht und der Prüfung durch die übergeordne-
ten Gliederungen an. 
 
(2) Der Kreisverband ist gegenüber seinen Gliederungen sowie dem Kreisjugendwerk im 
Rahmen der Verbandsstatuten zur Aufsicht und zur Prüfung verpflichtet.  
 
(3) Die Prüfung hat jährlich im Hinblick darauf stattzufinden, dass die tatsächliche Geschäfts-
führung dem Satzungszweck entspricht.  
 
(4) Der Kreisvorstand oder seine Beauftragten können jeder Zeit zu Prüfungszwecken Ein-
sicht in alle Geschäftsvorgänge der Ortsvereine nehmen. Bücher und Akten sind vorzulegen 
sowie jede Aufklärung und jeder Nachweis zu geben.  
 
(5) Der Kreisverband ist berechtigt, außerordentliche Konferenzen der Ortsvereine nach deren 
Satzungsbestimmungen einzuberufen. 
 
 
 
 

§ 14 Auflösung 
 
Bei Ausschluss oder Austritt aus dem Landesverband ist der Kreisverband aufgelöst. Er ver-
liert das Recht, den Namen Arbeiterwohlfahrt zu führen. Ein etwa neu gewählter Name muss 
sich deutlich unterscheiden. Er darf nicht in einem bloßen Zusatz zu dem bisherigen Namen 
bestehen. Entsprechendes gilt für Kurzbezeichnungen.  


